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anderer Regelungen auch für den Übergang von Schaden­
ersatzansprüchen des Werktätigen auf die Sozialversiche­
rung die entsprechenden Bestimmungen der RentenVO 
Anwendung finden. Das ist hier der bereits genannte § 79.

Den Klägerinnen steht danach in Höhe der ihnen ge­
währten Leistungen aus der FZR ein Schadenersatzan­
spruch gegen die Verklagte nicht zu, so daß sie nicht be­
rechtigt sind, ihn geltend zu machen.

Das Bezirksgericht beruft sich für seine Auffassung 
der Nichtanrechnung ferner darauf, daß die Leistungen 
aus der FZR dem Geschädigten bzw. seinen Hinterbliebe­
nen in gleicher Weise wie Leistungen aus sonstigen Per­
sonenversicherungen neben ihrem Anspruch auf Schaden­
ersatz gegen den Schadensverursacher zustehen müßten. 
Dem sind die dargelegten engen Beziehungen zwischen 
FZR und Sozialpflichtversicherung einerseits und der un­
terschiedliche Inhalt und Charakter der in den §§ 246 ff. 
ZGB geregelten Personenversicherungen andererseits ent­
gegenzuhalten. Ohne daß letzteres näher dargelegt zu wer­
den braucht, ergibt sich der grundlegende Unterschied zu 
diesen Personenversicherungen bereits daraus, daß hier 
kraft ausdrücklicher gesetzlicher Regelung ein Übergang 
von Ersatzansprüchen prinzipiell nicht eintritt (§ 256 Abs. 4 
ZGB), während die FZR-VO — wie bereits ausgeführt — 
den Forderungsübergäng ausdrücklich regelt.

Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag das 
Urteil des Bezirksgerichts wegen Verletzung des Rechts 
(§ 337 Abs. 1 ZGB, § 32 FZR-VO i. V. m. § 79 Renten-VO) 
aufzuheben. Die Berufung der Klägerinnen gegen das kla­
geabweisende Urteil des Kreisgerichts war im Wege der 
Selbstentscheidung abzuweisen.

• Die Renten-VO von 1974 ist aufgehoben. Siehe die red. Anmer­
kung auf S. 41.

§§ 370 ff., 52 ZGB; §§ 2 Abs. 2, 54 ZPO.
1. An die Gründe, die die Nichtigkeit eines Testaments 
zur Folge haben, sind strenge Anforderungen zu stellen. 
Die Nichtigkeit darf nur dann ausgesprochen werden, 
wenn alle Möglichkeiten der Aufklärung des Sachverhalts 
genutzt worden sind und danach eindeutig feststeht, daß 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Nichtigkeit des 
Testaments (hier: Handlungsunfähigkeit des Erblassers) 
vorliegen.
2. Zur Beweiserhebung und Beweiswürdigung hinsichtlich 
der Frage, ob ein Erblasser zum Zeitpunkt der Testa­
mentserrichtung voll handlungsfähig war oder nicht.
OG, Urteil vom 9. Oktober 1979 - 2 OZK 34/79.

Frau G. ist am 20. August 1977 im Kreiskrankenhaus R. 
verstorben. Sie hat am 24. Mai 1977 durch eigenhändige 
schriftliche Erklärung ein Testament errichtet, in dem sie 
die Verklagte als alleinige Erbin eingesetzt hat.

Mit der Anfechtungsklage haben die Kläger vorgetra­
gen, die Erblasserin sei auf Grund alterssklerotischer Ver­
änderungen nicht mehr handlungsfähig gewesen.

Das Kreisgericht hat das eigenhändige Testament der 
Frau G. vom 24. Mai 1977 für nichtig erklärt. Es hat dazu 
ausgeführt, daß die Nichtigkeit des Testaments wegen 
Handlungsunfähigkeit der Erblasserin zum Zeitpunkt 
seiner Errichtung gegeben sei. Durch die Aussage des 
Zeugen Dr. H., der die Erblasserin medizinisch betreut 
habe, stehe fest, daß die Verstorbene ab 1975 in sich ver­
stärkendem Maße an zerebraler Sklerose gelitten habe und 
neben anderen Krankheitszeichen ein akuter Persönlich­
keitsverfall eingetreten sei. Im Jahre 1977, insbesondere 
im Zeitraum der Testierung, sei die Erblasserin handlungs­
unfähig gewesen. Der Zeugenaussage des Notars F., nach 
dessen Auffassung die Erblasserin zum Zeitpunkt der 
Testamentserrichtung handlungsfähig gewesen sei, könne 
daher nicht gefolgt werden.

Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Die Regelung des Erbrechts im ZGB räumt den Bürgern

umfassend die Möglichkeit ein, durch Testament abwei­
chend von der gesetzlichen Erbfolge über ihr Eigentum zu 
verfügen. An die Gründe, die die Nichtigkeit eines Testa­
ments zur Folge haben, sind strenge Anforderungen zu 
stellen, um das Recht, nach eigenem Ermessen über das 
Eigentum im Fall des Todes zu verfügen, nicht ungerecht­
fertigt einzuschränken. Die Nichtigkeit eines Testaments 
darf deshalb nur dann ausgesprochen werden, wenn alle 
Möglichkeiten der Aufklärung des Sachverhalts genutzt 
worden sind und danach eindeutig feststeht, daß die ge­
setzlichen Voraussetzungen für die Nichtigkeit des Testa­
ments vorliegen.

Diesen Anforderungen wird das Urteil des Kreisge­
richts nicht gerecht Das Kreisgericht hat seine Entschei­
dung in erster Linie auf die Aussage des Arztes Dr. H. ge­
stützt, der die Verstorbene ärztlich betreut hat. Dieser hat 
ausgesagt, daß nach seiner Auffassung zum Zeitpunkt der 
Errichtung des mit der Klage angegriffenen Testaments 
die Erblasserin handlungsunfähig gewesen sei. Das strit­
tige Testament trägt das Datum vom 24. Mai 1977. Der 
ebenfalls als Zeuge vernommene Notar F. hat bekundet, 
daß er die Erblasserin nach deren Aufforderung am 
26. Mai 1977 aufgesucht und sie hinsichtlich der Abfassung 
eines Testaments beraten habe. Er hat weiter dargelegt, 
daß er den Eindruck gewonnen hatte, die Erblasserin sei 
voll handlungsfähig gewesen. Das Kreisgericht hat die 
Zeugenaussage des Dr. H. zur Grundlage seiner Entschei­
dung genommen, weil dieser als Arzt besser in der Lage 
sei, die Handlungsfähigkeit eines Menschen zu beurteilen 
als ein Notar.

Für den vorliegenden Fall ist jedoch die Wertung der 
Zeugenaussagen des Arztes Dr. H. ünd des Notars ,F. für 
die Entscheidungsfindung nicht ausreichend. Bereits mit 
Schriftsatz vom 29. Juni 1978 hat der Prozeßvertreter der 
Verklagten auf den Krankenhausaufenthalt der Erblas­
serin vom Juni bis August 1977 hingewiesen. Durch den 
Zeugen Dr. H. wurde die Erblasserin am 3. Juni 1977 in 
das Kreiskrankenhaus eingewiesen. Dort verblieb sie bis 
zu ihrem Tode. Bei den widersprüchlichen Auffassungen 
der Zeugen Dr. H. und Notar F. wäre es erforderlich ge­
wesen, auch medizinisches Personal des Krankenhauses 
zu vernehmen. Da der Beginn des Krankenhausaufent­
halts nur wenige Tage nach Errichtung des Testaments 
liegt, hätten aus den Wahrnehmungen des medizinischen 
Personals des Krankenhauses möglicherweise weitere 
Rückschlüsse über den Geisteszustand der Erblasserin zum 
Zeitpunkt der Testamentserrichtung gezogen werden kön­
nen. Daß insoweit weitere Möglichkeiten zur Aufklärung 
des Sachverhalts gegeben waren, wird nachträglich durch 
die Aussage von Oberarzt Dr. R. vom Kreiskrankenhaus 
erhärtet, der im Wiederaufnahmeverfahren zur vorliegen­
den Sache erklärt hat, daß nach seiner Auffassung und 
der des Kollektivs der Station V des Krankenhauses bei 
der Erblasserin keine Handlungsunfähigkeit Vorgelegen 
habe. Die vom Vertreter der Verklagten insoweit'im Te­
stamentsanfechtungsverfahren beantragte Beweiserhebung 
hätte daher nicht unterbleiben dürfen. Sie war im Ge­
genteil bei der gegebenen Prozeßsituation dringend gebo­
ten.

Bestätigt der Zeuge Dr. R. seine Aussage aus dem 
Wiederaufnahmeverfahren, läßt diese in Verbindung mit 
der Aussage des Zeugen Notar F. den Schluß zu, daß ent­
gegen der Auffassung des Kreisgerichts für den Tag der 
Testamentserrichtung eine Handlungsunfähigkeit der Erb­
lasserin nicht nachzuweisen ist.

Danach läge während des Krankenhausaufenthalts der 
Frau G. eine Handlungsunfähigkeit ebensowenig vor wie 
zu dem Zeitpunkt, als der insoweit nicht sachunkundige 
Zeuge Notar F. kurz zuvor im Zusammenhang mit der 
Testamentserrichtung tätig wurde. Von Dr. H. für andere 
Zeiten bekundete mögliche Abbauerscheinungen vermögen 
dann dieses Beweisergebnis nicht zu entkräften.


